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AUSWIRKUNGEN DES NEW CHINESE COMPANY LAW - ÄNDERUN-
GEN IM BEREICH CORPORATE GOVERNANCE UND HAFTUNG DES 
MANAGEMENTS 
 
 
EINLEITUNG  
 
Wie in unserem letzten Newsletter berich-
tet, wird das New Chinese Company Law 
offiziell am 1. Juli 2024 in Kraft treten.  
 
Nachdem wir in der letzten Woche über die 
Änderungen im Bereich der Stammkapital-
einlage und der Übertragung von Anteilen 
berichtet haben, befasst sich dieser zweite 
Newsletter nun mit den wichtigsten Ände-
rungen im Bereich Corporate Gover-
nance und Haftung des Managements bei 
der Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
("LLC"). Diese Änderungen gelten natür-
lich auch für ausländisch investierte Unter-
nehmen ("FIEs") und deren Management. 
. 
WELCHE NEUEN ANFORDERUNGEN WER-
DEN AN DEN LEGAL REPRESENTATIVE 
GESTELLT? 
 
Nach dem geltenden Gesellschaftsrecht 
kann der "Chairman of the Board of Di-
rector", "Executive Director" oder "Gene-
ral Manager" die Position des "Legal Re-
presentative" der LLC einnehmen, unab-
hängig davon, ob diese Person die Ge-
schäfte der LLC tatsächlich kontrolliert und 
leitet. Nach dem neuen chinesischen Gesell-
schaftsrecht muss die Person, die die Posi-
tion des Legal Representative innehat, nun 
tatsächlich die "Geschäfte vor Ort" führen.  
 
Das neue Gesetz legt derzeit nicht fest, wie 
diese tatsächliche Geschäftsführung zu er-
folgen hat. Von besonderer Bedeutung ist 

die Frage, ob (und wenn ja, für welche Zeit-
räume) der gesetzliche Vertreter physisch 
vor Ort anwesend sein muss. Eine Klärung 
dieser Frage wird in naher Zukunft im Rah-
men des Erlasses von Durchführungsbe-
stimmungen für das New Chinese Company 
Law erwartet. 
 
Darüber hinaus sieht das New Chinese 
Company Law nun eine Frist von 30 Tagen 
für die Neubestellung vor, wenn der Legal 
Representative sein Amt niederlegt.  
 
In Anbetracht des Mangels an europäischen 
Führungskräften auf dem chinesischen 
Markt werden die neuen Bestimmungen für 
die Position des Legal Representative zu ei-
ner Herausforderung für europäische Unter-
nehmen. Wenn der Legal Representative 
tatsächlich vor Ort sein und damit diese Po-
sition ggf. neu besetzt werden muss, werden 
Unternehmen die Managementbestimmun-
gen und Genehmigungserfordernisse für die 
Tätigkeit des Legal Representative in Zu-
kunft sehr viel detaillierter gestalten müs-
sen. 
 
WELCHE ÄNDERUNGEN GELTEN FÜR DIE 
SORGFALTSPFLICHT UND DIE HAFTUNG 
DES MANAGEMENTS? 
 
Das New Chinese Company Law konkreti-
siert die Loyalitäts- und Sorgfaltspflich-
ten von Direktoren, Aufsichtsorganen 
und leitenden Angestellten zur Vermei-
dung persönlicher Interessenkonflikte 
und zur Einhaltung von Sorgfaltsstandards, 
die mit den "Business Judgement Rules" 
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vergleichbar sein könnten. Hierzu bestimmt 
das neue Gesetz ausdrücklich: 
 

· Direktoren, Aufsichtsorgane und 
leitende Angestellte müssen alle 
notwendigen Maßnahmen ergreifen, 
um Konflikte zwischen ihren eige-
nen Interessen und denen der GmbH 
zu vermeiden, und dürfen ihre Be-
fugnisse nicht dazu nutzen, sich un-
zulässige Vorteile zu verschaffen. 

 
· Direktoren, Aufsichtsorgane und 

leitende Angestellte sollten ihre 
Pflichten im besten Interesse der 
LLC mit der angemessenen Sorgfalt 
erfüllen, die normalerweise von ei-
nem leitenden Angestellten erwartet 
wird. 

 
Darüber hinaus sieht das New Chinese 
Company Law vor, dass die Geschäftsfüh-
rung der Mehrheitsgesellschafter, die 
eine tatsächliche Kontrolle über die LLC 
ausüben, ohne gleichzeitig als Direktoren 
oder General Manager der LLC zu fungie-
ren, demselben Umfang an Pflichten und 
demselben Haftungsstandard gegenüber der 
LLC unterliegen wie deren Direktoren und 
General Manager (ähnlich dem Modell der 
"faktischen Geschäftsführung" nach deut-
schem Recht).  
 
Erteilt die Geschäftsführung des Mehrheits-
gesellschafters den Direktoren und General 
Managern Weisungen, die den Interessen 
der Gesellschaft oder ihrer Gesellschafter 
zuwiderlaufen, haften sie zusammen mit 
dem Management der LLC gesamtschuld-
nerisch für die Schäden und Verluste, die 
der LLC im Zusammenhang mit der Umset-
zung dieser Weisungen entstehen. 
 
WELCHE ERWEITERUNGEN GELTEN IM 
BEREICH DER ARBEITNEHMERVERTRE-
TUNG? 
 
Bislang sind lediglich staatliche Unterneh-
men verpflichtet, Arbeitnehmervertreter in 

ihren Aufsichtsräten zu haben.  
 
Nach dem New Company Law werden die 
Anforderungen für die Einführung von Ar-
beitnehmervertretern auf mittlere und große 
nicht-staatliche Unternehmen ausgedehnt. 
Demnach müssen Unternehmen mit 300 
oder mehr Beschäftigten (Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung und Aktiengesell-
schaften) mindestens einen Arbeitnehmer-
vertreter im Board of Directors haben, so-
fern das Unternehmen nicht über ein Board 
of Supervisory verfügt, das einen Arbeit-
nehmervertreter umfasst. Der Arbeitneh-
mervertreter muss von den Arbeitnehmern 
des Unternehmens auf einer Betriebsver-
sammlung gewählt werden. 
 
Wollen die betroffenen Unternehmen eine 
Arbeitnehmerbeteiligung auf Ebene des 
Board of Directors vermeiden, müsste ein 
entsprechendes Board of Supervisors einge-
richtet werden. Die Anzahl der Personen 
und die Verfahrensregeln für dieses Organ 
müssten dann so festgelegt werden, dass die 
Arbeitnehmerrechte keinen wesentlichen 
Einfluss auf die Entscheidungen des Unter-
nehmens haben.  
 
WELCHE ALTERNATIVEN GIBT ES ZUM 
AUFSICHTSRAT? 
 
Nach geltendem Gesellschaftsrecht muss 
die LLC über ein Aufsichtsorgan verfügen, 
das die Tätigkeit des Managements der 
LLC überwacht und kontrolliert. In der 
Praxis wird dieses Amt jedoch nicht aktiv 
ausgeübt, was bedeutet, dass die gesetzlich 
vorgeschriebene Überwachung tatsächlich 
nicht stattfindet.  
 
Als Alternative zum Aufsichtsrat in mittle-
ren und großen Unternehmen sieht das New 
Chinese Company Law nun die Bildung ei-
nes Prüfungsausschusses unterhalb des 
Board of Directors vor. Damit werden die 
Rechte des Aufsichtsrates und die Rechte 
des Board of Directors weitgehend konsoli-
diert. Dies führt jedoch zu einer Reihe von 
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offenen Rechtsfragen, die durch das New 
Chinese Company Law derzeit nicht beant-
wortet werden. Dies betrifft insbesondere 
das Recht der Gesellschafter, den Prü-
fungsausschuss aufzufordern, rechtliche 
Schritte gegen Direktoren einzuleiten, die 
Pflichtverletzungen begangen und der LLC 
einen Schaden zugefügt haben. Wenn diese 
Direktoren dann jedoch erheblichen Ein-
fluss im Prüfungsausschuss haben, dürfte 
die Durchsetzung der Rechte der Gesell-
schafter faktisch ins Leere laufen. Es bleibt 
abzuwarten, wie die Durchführungsbestim-
mungen für das New Chinese Company 
Law, die in naher Zukunft erlassen werden 
sollen, darauf reagieren. 
 
Für kleine LLCs sieht das neue chinesische 
Investitionsgesetz nun die Möglichkeit der 
Abschaffung des Aufsichtsrats vor. 
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